
Die deutsch-französischen 
Konsultationen 
12. und 13. Februar 1976 

Staatspräsident Valf~ry Giscard d'Estaing und Bundes­
kanzler Helmut Schmidt trafen am 12. und 13. Februar zu 
den seit der Unterzeichnung des deutsch-französischen 
Freundschaftsvertrages von 1963 schon zur Routine gewor­
denen bilateralen Konsultationsgesprächen in Mas d'Arti­
gny bei Nizza zusammen. 

Zu den Delegationen der beiden Länder gehörten ferner 
der französische Prem.ierminister Chirac und mehrere 
Fachminister, so die Außenminister Sauvagnargues/Gen­
scher, die Innenminister Poniatowski/Maihofer, die Wirt­
schafts- und Finanzminister Fourcade/Friderichs bzw. Apel, 
die Minister für Landwirtschaft und Ernährung Bonnet/Ertl, 
die Minister für Industrie und Forschung d'Ornano/Matt­
höfer sowie die beiden Regierungssprecher Rossi/Grüne­
wald. 

Wie der französische Regierungssprecher Rossi in einer 
Pressekonferenz mitgeteilt hat, haben diese Konsulta­
tionsgespräche und besonders die Gespräche unter vier 
Augen zwischen Staatspräsident Giscard d'Estaing und 
Bundeskanzler Schmidt in einer sehr entspannten und 
herzlichen Atmosphäre stattgefunden. Nach Aussagen die­
ses Regierungssprechers wurden in den Gesprächen unter 
vier Augen zwischen Staatspräsident Giscard d'Estaing 
und Bundeskanzler Schmidt folgende Fragen erörtert: 

die weltweiten Probleme, darunter Angola, Zypern und 
Nahost; 

die wirtschaftliche Lage in den beiden Ländern und in 
Europa sowie die wirtschaftlichen Aussichten für 1976 
und 1977; 

Staatspräsident Glscard d'Estalng und Bundeskanzler Schmldt ziehen vor der Presse Bilanz Ober die deutsch-französischen Konsultatlonsgesprii· 
ehe vom 12. und 13. Februar 1976 ln Mas d'Artlgny. 
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die Fragen, die auf der Tagesordnung des Europa­
Rates am 1. und 2. April in Luxemburg stehen werden, 
wie die Wahl des Europa-Parlaments durch allgemeine 
Wahlen. 

Der französische Regierungssprecher teilte ferner mit, 
daß in den Gesprächen der Finanzminister Fourcade/Apel 
folgende Themen behandelt worden sind: 

die wirtschaftlichen und finanziellen Perspektiven für die 
Jahre 1976 und 1977; 

die Vorbereitung des gemeinsamen Rates, den die 
Außen- und Finanzminister der Neun am 5. April über 
die Kontrollen des Haushalts der Gemeinschaft abhal­
ten werden; 

Entwicklungsprobleme. 

Die beiden Minister für Industrie und Forschung d'Ornano/­
Matthöfer haben nach Aussagen von Rossi die Möglich­
keiten einer verstärkten wissenschaftlichen und industriel­
len Zusammenarbeit auf dem Gebiet der friedlichen Nut­
zung der Atomenergie geprüft. 

Staatspräsident Giscard d'Estaing hat übrigens in einer 
eigenen Erklärung diesen Inhalt der Gespräche bestä­
tigt. 

Erklärung von Staatspräsident 
Giscard d'Estaing 
Die Konsultationsgespräche endeten mit einer Plenarsit­
zung am Nachmittag des 13. Februar, worauf der französi­
sche Staatschef selbst eine Bilanz dieser Gespräche zog, 
indem er an der Seite von Bundeskanzler Schmidt folgende 
Erklärung abgab: 

"Im Rahmen des sogenannten Elysee-Vertrags, also des 
Vertrags über die Zusammenarbeit zwischen Frankreich 
und der Bundesrepublik Deutschland, der zweimal jähr­
lich Treffen zwischen den wichtigsten führenden Persönlich­
keiten unserer beiden Länder vorsieht, haben wir alle 
Probleme behandelt, welche die Beziehungen oder die 
Politik der Bundesrepublik Deutschland und Frankreichs 
betreffen. Diese Fragen wurden in den Gesprächen der 
Minister vorbereitet, und ich werde sie der Reihe nach er­
wähnen. 

Die Landwirtschaftsminister haben durch ihren Meinungs­
austausch die nächsten Agrarrunden in Brüssel sinnvoll 
vorbereitet. 

Was die Beziehungen zwischen der deutschen und der 
französischen Industrie betrifft, so haben die verantwort­
lichen Minister eine gemeinsame Erklärung über die 
deutsch-französische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
fortgeschrittenen Kernreaktoren ausgearbeitet, d. h. einer­
seits auf dem Gebiet der sogenannten Schnellbrüter und 
andererseits auf dem der Heißluftreaktoren. Es handelt sich 
dabei um eine wissenschaftliche, aber auch - in dem 
Maße, wie sie sich entwickelt - um eine industrielle Zu­
sammenarbeit. 

Bezüglich der wirtschaftlichen unl finanziellen Probleme 
haben der Bundeskanzler und ich, im Anschluß an die 
Arbeiten unserer Finanzminister, erneut unser Festhalten 
an den Mechanismen der Währungsschlange bekräftigt, 
die nach unserer Meinung eine wesentliche Basis für den 
Aufbau Europas darstellt. Wir haben festgestellt, daß unter 
den gegebenen Umständen eine Veränderung des Wechsel­
kurses zwischen der 0-Mark und dem Franc durch nichts 
zu rechtfertigen wäre. Deswegen und aufgrund der in 
Rambouillet eingegangenen Verpflichtungen haben wir ur:~­

sere Zentralbanken gebeten, ihre Währungspolitik eng 
aufeinander abzustimmen und ihre Interventionen soweit 
zu verstärken, wie es zur Beruhigung der Devisenmärkte 
notwendig ist. 

2 

Was die Arbeiten der Innenminister betrifft, so haben sie 
eine Intensivierung der Koordinierung in der Bekämpfung 
des Terrorismus vorgesehen, und zwar sowohl durch den 
Austausch von Informationen als auch durch ein verstärk­
tes Zusammenwirken, wofür entsprechende Abkommen vor­
bereitet werden. Sie bereiten auch das nächste europäische 
Treffen zur Bekämpfung der Kriminalität vor, das im näch­
sten Frühjahr stattfinden wird. Schließlich haben sie die 
Frage des europäischen Reisepasses vorangebracht, denn 
es bestehen jetzt zwei Varianten für diesen Reisepaß, und 
wir werden uns bald für eine davon entscheiden können. 

ln der Außenpolitik wurden alle wesentlichen Probleme von 
den Außenministern überprüft, ob es sich nun um diesen 
oder jenen Teil Afrikas handelt, besonders um Angola, 
oder auch um Probleme, die das benachbarte Europa be­
treffen, vor allem die Lage auf Zypern. 

Wir haben uns mit dem Bundeskanzler natürlich auch über 
die Probleme unterhalten, die sich mit der Entwicklung 
der politischen Institutionen Europas stellen. Hierbei konnte 
es nur um einen Meinungsaustausch gehen, denn die 
hierfür kompetente Instanz ist der Europarat, der bekannt­
lich Anfang März d. J. in Luxemburg zusammentritt. Es ist 
übrigens unser Wunsch, daß die Debatte hierüber in diesem 
Rat eröffnet wird, und man seine Entscheidungen nicht 
durch Stellungnahmen vorwegnimmt, was die Überlegun­
gen, die wir gemeinsam anzustellen haben werden, kom­
plizieren oder verhärten könnte. 

Es war also ein Austausch von Überlegungen zwischen uns. 
Ich habe festgestellt, daß unsere Anschauungen über die 
Probleme, die wir behandelt haben, meistens ähnlich und 
sehr oft identisch waren. 

Ich lege schließlich Wert darauf zu betonen, daß diese Zu­
sammenarbeit zwischen der französischen Regierung und 
der deutschen Regierung von einem Geist tiefen Ver­
trauens geprägt gewesen war. Zu allen Problemen, die 
wir erörtert haben, konnten wir unsere Meinung in voller 
Freiheit und in vollem Vertrauen zum Ausdruck bringen, 
wie dies nunmehr die Regel sein soll zwischen zwei 
Ländern, denen es in wenigen Jahren gelungen ist, ihre 
Zusammenarbeit zu einem Vorbild zu machen." 

Bundeskanzler Schmidt 
Nach der Erklärung des französischen Staatschefs ergriff 
Bundeskanzler Helmut Schmidt auf der Terrasse des Haupt­
gebäudes in Mas d'Artigny das Wort. Er sagte: "Mir bleibt 
nach dem umfassenden Bericht des französischen Präsi­
denten eigentlich nur übrig, ausdrücklich zu bestätigen, was 
er gesagt hat. Ich möchte das insbesondere in zwei Punk­
ten unterstreichen, zum einen, was die Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus angeht: Uns scheint, daß die 
Zusammenarbeit der zuständigen Behörden unserer beiden 
Länder wirklich erhebliche Fortschritte gemacht hat. Sie 
wird weiter intensiviert. Wir haben zweitens den Eindruck, 
daß wir diese Art der Kooperation im Laufe des Jahres 
ausweiten können. Sie wird möglicherweise als ein Modell 
dienen für die Zusammenarbeit anderer Länder, und es 
sind nicht nur die lnnenminister, die an diesem Thema ar­
beiten sondern auch die Außenminister, weil wir darüber 
hinau~. drittens, der Meinung sind, daß wir .. zu weit dar­
über hinausreichenden Abkommen kommen mussen. 

zum anderen möchte ich die von Präsident Giscard ge­
machte Bemerkung über unsere feste Entschlossenheit 
unterstreichen, die in Rambouillet ~etroffenen Vereinbarun­
gen auf währungsp~liti7ch.em. Geb1et kr.aftvoll .zu. verwirkli­
chen, die "Schlange , die Ja em. wesenHI~hes diSZiplinieren­
des Element für unsere geme1~same Wirtschafts-, Finanz­
und Konjunkturpolitik ist, .lebendig ~u ~rhalten. Aber ich darf 
es nicht zu sehr unterstr~.lchen, ~eil .sie sonst den Eindruck 
erhalten könnten, als hatten Wir el~en wesentlichen Teil 
unserer Zeit dara·.J verwendet. Das 1st nicht der Fall." 



Plenarsitzung ln Mas d'Artlgny, 13. Februar 1976. 

Sichtlich gut gelaunt verriet Bundeskanzler Schmidt dann, 
daß Präsident Giscard und er selbst Zeit gefunden hätten, 
am Donnerstag eine Partie Schach zu spielen. Er bemerkte 
dazu: "Wir hatten aber ausgemacht, daß das Resultat nicht 
bekanntgegeben würde. Und da unsere Pressesprecher 
nicht anwesend waren, wird es auch nicht bekannt werden. 
Ich hoffe, daß nach einer Reihe von Jahren die Bilanz aus­
geglichen sein wird". 

Der Bundeskanzler gab dann bekannt, daß die nächsten 
Konsultationsgespräche auch "dezentralisiert" wie diese in 
Mas d'Artigny (statt bisher in Paris) stattfinden werden, und 
zwar am 5. und 6. Juli in Hamburg, seiner Heimatstadt 
(statt, wie bisher, in Sonn). Er hob hervor, daß die Atmo­
sphäre der Besprechungen ausgezeichnet gewesen sei, 
und sagte abschließend: "Zwischen den Regierungen und 
Ministern haben sich sehr enge sachliche und persönliche 
Beziehungen geknüpft." 

Fourcade: verfehlte Spekulationen 

Der französische Wirtschafts- und Finanzminister erklärte 
seinerseits, mit der Entscheidung über ein Intervenieren 
der Zentralbanken Frankreichs, der Bundesrepublik und 
auch der USA sei die "Krise" auf dem Gebiet der Währung 
beendet. Es werde noch einiges Hin und Her geben, doch 
das wichtigste sei, daß die Währungsmärkte und die Öf­
fentlichkeit begreifen, daß in Rambouillet "etwas geschehen 
ist". Die Konferenzteilnehmer von Rambouillet - USA, Ja­
pan, Großbritannien, Bundesrepublik, Italien und Frank­
reich - hatten sich die Bekämpfung "erratischer Schwan­
kungen" bei Kapitalspekulationen zum Ziel gemacht. 

"Ich glaube, über diese Fragen sollte völlige Klarheit herr­
schen. Seit einigen Wochen hat es eine Währungskrise ge­
geben, die die europäischen Währungen erschüttert hat. 
Diese Krise ist zum Teil durch den Sturz der italienischen 
Lira und durch die Abwertung der spanischen Peseta ver­
ursacht worden. Anläßlich dieser Währungsbewegungen 
haben eine Reihe von Spekulanten geglaubt, sie könnten 
auf eine Schwächung des Franc oder auf eine Abwertung 
der Deutschen Mark setzen. Die beiden Staatschefs haben 
festgestellt, daß einerseits die Währungsschlange . . . ein 
wesentliches Element des europäischen Aufbaus darstellt, 
das es zu unterstützen gilt, weil es Stabilität in einer Welt 
bedeutet, in der die Mehrzahl der Währungen schwankt, 
und andererseits hatten wir in Rambouillet mit den USA 
und Japan beschlossen, uns hinsichtlich der Wechselkurse 
zu mehr Stabilität hin zu orientieren . Das wesentliche Ele­
ment in der augenblicklichen Krise ist, daß die Zentralban­
ken Frankreichs, Deutschlands, Belgiens, aber auch der 
USA sich eingeschaltet haben, um den Markt zu beruhigen. 
Ich glaube, daß man heute sagen kann: Da sicher ist, weil 
Herr Schmidt es gesagt hat, daß es keine Aufwertung der 
Deutschen Mark geben wird, wird es auf den Währungs­
märkten wieder ruhig werden. Ich ziehe daraus zwei Schluß­
folgerungen: Die erste ist die, daß der Mechanismus der 
Währungsschlange gut funktioniert hat, und die zweite, die 
noch wichtiger ist, da sie eine politische Resonanz hat, ist 
die, daß die Abkommen von Rambouillet zu etwas nutze 
waren. Im allgemeinen triumphierte bisher in Währungs­
krisen dieser Art die Spekulation. Aufgrund unserer Ab­
kommen und der Tatsache, daß das Abkommen von Ram­
bouillet respektiert wurde, wird die Spekulation nicht auf 
ihre Kosten kommen, und es bleibt bei den normalen Wäh­
rungsmechanismen, wie wir sie organisiert hatten." 
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